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Wirtschaft
Mietrecht

Makler ziehen 
nach Karlsruhe
Der Immobilienverband
Deutschland (IVD) will in
Karlsruhe Verfassungsbe-
schwerde erheben, sobald das
sogenannte Bestellerprinzip in
Kraft getreten ist. In den
 kommenden Wochen wird das
Bundeskabinett das woh-
nungspolitische Vorhaben
 voraussichtlich beschließen.
Demnach soll für Maklerleis-
tungen künftig der Grundsatz
„wer bestellt, der bezahlt“ gel-
ten; so kann nach Meinung
von Bundesjustizminister Hei-
ko Maas (SPD) ein gerechter
Ausgleich zwischen den Inte-
ressen von Mietern und Ver-
mietern geschaffen werden.
Der IVD zweifelt an der Ver-
fassungsmäßigkeit des Gesetz-
entwurfs. Der Verband hat
ein Gutachten des Mainzer
Staatsrechtlers Friedhelm
 Hufen eingeholt, der Jurist
 betrachtet die Regelung als
„schwerwiegenden Eingriff in
die Berufsfreiheit“. Der Ge-
setzgeber wolle offenbar nicht
nur die Honorare der Makler
beschränken, sondern sie aus
einem großen Marktsegment
regelrecht verdrängen. aju

le zur personellen Prüfung
aussteuert“, schreiben
Schäubles Experten. Den-
noch sind auch  künftig Zu-
falls- und Turnusprüfungen
durch Finanz beamte vor -
gesehen. Bei der maschinen-
lesbaren Steuer erklärung
müssen künftig Belege über
Ausgaben nicht mehr beilie-
gen. Sie werden „bei entspre-
chendem Anlass vom Finanz-
amt gezielt angefordert“. Die
Neuerungen sollen 2016 in
Kraft treten. rei

Steuern

Automatische 
Bescheide
Finanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) will Steuer-
erklärungen künftig voll -
ständig durch Computer -
programme prüfen lassen.
Das geht aus einem Diskus -
sionspapier des Bundes -
finanzministeriums für eine
Arbeitsgruppe mit den Län-
dern hervor, die sich eine
 Modernisierung der Steuer
zum Ziel gesetzt hat. Durch
die computergestützte Fall -
bearbeitung könnten künftig
„Steuerbescheide auch vollau-
tomatisch ergehen“, heißt es
in dem Papier. Die Program-
me sollen in der Lage sein,
fehlerhafte oder falsche
 Angaben zu erkennen. Das
„Risikomanagement“ werde
so programmiert, „dass es
treffsicher risikobehaftete Fäl-

Arzneimittel

Ärger wegen 
1000-Dollar-Pille
Die Bundesregierung prüft
Maßnahmen, um den Preis
der sogenannten 1000-Dollar-
Pille zu reduzieren. Die „ak-
tuelle Ausgabenentwicklung“

SAP

Streit um 
Kündigungen
Neue Runde im Kampf um
die ersten betriebsbedingten
Kündigungen beim hochpro-
fitablen Softwarekonzern
SAP: Am vergangenen
 Donnerstag scheiterten die
Verhandlungen zwischen der
Geschäftsführung und dem
 Betriebsrat vor der Einigungs-
stelle. SAP will im Zuge ei-
ner Umstrukturierung circa
180 Mitarbeiter bei der Kon-
zernmutter in Deutschland
versetzen oder sich von ih-
nen trennen. Der Betriebsrat
bewertet dies als Druckmittel,
das helfen soll, die Reorgani-
sation durchzusetzen. SAP
will nun sofort mit den Mit -
arbeitergesprächen beginnen.
Man versuche, „neue Be-
schäftigungsmöglichkeiten
für die betroffenen Kollegen
zu finden, und zwar vorzugs-
weise innerhalb der SAP“,
heißt es in einem Schreiben
an die Belegschaft. Eine ver-
bindliche Zusage ist das nicht.
Vielmehr wurde ein vom Be-
triebsrat vorgelegtes Modell,
das gleichwertige Arbeits -
plätze vorsieht, vom Manage-
ment abgelehnt. msc

Schäuble

HRE

Katastrophe mit Ansage
Sechs Jahre nach der Beinahe-Pleite der Im-
mobilienbank Hypo Real Estate (HRE) will
die Münchner Staatsanwaltschaft diese
 Woche den gesamten Exvorstand des inzwi-
schen verstaatlichten Instituts unter dem frü-
heren Vorsitzenden Georg Funke anklagen.
Der Tatvorwurf lautet: „Unrichtige Darstel-
lung“ der Geschäftslage. Exfinanzchef Mar-
kus Fell soll sich zudem wegen Marktmani-
pulation verantworten. Die Beschuldigten
bestreiten alle Vorwürfe. Laut der gut 200
Seiten starken Klageschrift hatten Funke
und seine Kollegen früher Kenntnis von der
zugespitzten Lage ihres irischen Ablegers,
der Depfa-Bank, als bislang bekannt. Ent-
sprechende Informationen hätten sie bereits
ab Anfang 2008 erreicht, heißt es in dem Do-
kument. Auch die Wirtschaftsprüfungsfirma
KPMG habe schon auf einer Vorstands -
sitzung am 14. März vor einem Refinanzie-
rungsengpass in der Gruppe gewarnt und
 einen „Liquiditäts-Katastrophenplan“ ge -
fordert. Der kam offenbar zu spät. did, mhs

für das neue Hepatitis-C-Me-
dikament Sovaldi sei Anlass,
die Kosten für neue Arznei-
mittel im ersten Jahr „auf-
merksam zu beobachten“,
heißt es in einer Antwort des
Gesundheitsministeriums auf
eine Kleine Anfrage der
Linksfraktion. Gegebenen-
falls werde man einen Vor-
schlag für eine Gesetzesände-
rung vorlegen. Seit Februar
ist die Pille des US-Pharma-
konzerns Gilead in Deutsch-
land erhältlich. Der Verkaufs-
preis einer Packung mit 28
Tabletten beträgt rund 20000
Euro. Im ersten Jahr der Ein-
führung dürfen Hersteller
den Preis selbst festlegen. Da-
nach gilt ein Betrag, den die
gesetzliche Krankenversiche-
rung mit ihnen verhandelt.
Die Kassen fordern, diesen
niedrigeren Preis rückwir-
kend auch für das erste Jahr
festzuschreiben. Ob das ver-
fassungsgemäß sei, hänge
„von der konkreten Ausge-
staltung“ ab, so das Ministeri-
um. Die Linkspartei drängt
auf eine schnelle Regelung:
„Mondpreise gehören gesetz-
lich abgeschafft – sofort und
auch für das erste Vermark-
tungsjahr“, sagt Gesundheits-
expertin Kathrin Vogler. cos

Funke


